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rüstung einfach unerläßlich. Sind diese verhältnismäßig kurzen
Hindernisse überwunden, bieten sich auf dem Gletscher auf
weite Strecken keine Hemmnisse mehr, die der Ausnutzung des

Pferdes selbst in die Gletscherregioncn hinauf entgegenstehen
würden.

Da für einen speditiven Lcitungsbau ein Hau d-in-Hand-Arbeiten

zwischen den Bau- und den Transporttruppen
unumgänglich ist, sind Pferde für solche Aufgaben rein technischen

Transportmitteln, wie zum Beispiel Helikoptern, vorzuziehen.
Auf Grund dieser ausgezeichneten Erfahrungen und in Er¬

innerung anderer Erlebnisse, als unsere Leute ohne diese Hilfd
bis an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit beansprucht wurdenj
können wir nur hoffen, in absehbarer Zeit eine permanente!
Zuteilung von Trainpferden für unsere Festungsartillerie zrl
erhalten. Würden uns diese zentral eingesetzten und geleiteten
Transportmittel zur Verfügung stehen, könnten auch die Über-]
mittlungssoldaten im Sinne ihrer Ausbildung mit einem bessern]

Wirkungsgrad eingesetzt werden. Im Interesse vernünftige:
Ökonomie der Kräfte wäre dieses Problem einer eingehende:
Prüfung wert.

Wissenswerte Entscheide der Rekurskommission
der Eidgenössischen Militärverwaltung

Von Oberstlt. H. R. Kurz

Im neuesten Band VI der Praxis der Rekurskommission der
Eidgenössischen Militärverwaltung, der die wichtigsten
Entscheidungen der Jahre 1959/60 wiedergibt, sind wiederum eine
Reihe von Urteilen enthalten, die für den Truppenoffizier von
Interesse sind. Das vom Sekretariat der Rekurskommission
verfaßte Heft gibt einen instruktiven Querschnitt durch die jüngste
Rechtsprechung im Militärvcrwaltungsvcrfahren; es seien daraus

einige für die Truppe grundlegende Entscheidungen
herausgegriffen.

Unter den Urteilen zum Verfahrensrecht ist hervorzuheben,
daß die Rekurskommission bei der Zusprechung von Anwalts-
kosten an die im Verfahren obsiegende Partei größte Zurückhaltung

übt, daß sie diese jedoch nicht verweigert, wenn für die

Klärung schwieriger tatbeständlicher oder rechtlicher Fragen
größere Umtriebe notwendig werden, so daß der Partei
unverhältnismäßig hohe Kosten erwachsen, um zu ihrem Recht zu
gelangen. - Die Rekurskommission läßt gemeinsame Rekurse zu,
sofern sich die geltend gemachten Ansprüche auf denselben
Tatbestand stützen. Dagegen lehnt sie die nachträgliche
Intervention eines Dritten im Rekursverfahren ab. Ebenso tritt sie

auf neue Begehren, die in der ersten Instanz nicht geltend
gemacht werden, sondern erst im Verlauf des Rekursverfahrens
erhoben werden, nicht ein; allerdings ist die Rekurskommission
an die erstinstanzliche Begründung der Anträge nicht gebunden.
In gleicher Weise hält sich die Rekurskommission an das Verbot
der «reformatio in peius», das heißt, sie setzt die von der ersten
Instanz festgesetzten Entschädigungen nicht herab, auch wenn
sie diese als ungerechtfertigt betrachtet. - In verschiedenen
Urteilen erklärt sich die Rekurskommission als zuständig für die

Beurteilung von Schäden aus dem Festungswachtkorps, trotzdem
dessen Angehörige dem Beamtenrecht unterstehen; es findet
somit nicht das Verfahren nach Vcrantwortliclikeitsgesetz statt.
Ebenso hält sich die Kommission für kompetent zur Beurteilung
von Streitigkeiten über die Kosten der Nachinspektion betreffend

Zollrückerstattung auf arniectauglichcn Motorfahrzeugen, wenn
sich auch die betreffende Verfügung des Eidgenössischen
Militärdepartements nicht auf das Bundcsgesetz über die Militär-
organisation stützt. - Schließlich bestätigt die Rekurskommission
in verschiedenen Entscheiden ihre Praxis betreffend die
Unterbrechung der Verjährung des Anspruchs des Bundes gegenüber
dem Wehrmann. Verjährungsuiiterbrechend wirkt nicht erst der
Erlaß eines rekursfähigen Entscheids durch die erste Instanz;
diese wird vielmehr schon durch die unzweideutige Erklärung
der zuständigen Verwaltungsinstanz unterbrochen, daß sie den

Wehrmann für einen entstandenen Schaden haftbar machen

werde. Die kürzere militärische disziplinarische Verjährung«
frist spielt für die vcrwaltungsrechtlichc Verjährung keine Rolle.}

Bei den Urteilen über Land- und Sachschaden verdient cirj
Entscheid besondere Beachtung, der sich mit der Rißbildung arJ

Gebäulichkciten infolge der Erschütterung durch Düscnflug-J

zeuge befaßt. Bei militärischen Übungsflügen wurde einige Mala
die Schallgeschwindigkeit überschritten, worauf verschieden.!
Gebäudecigcntümer Schadcnanzcigen einreichten mit der Bc-I
gründung, daß infolge der Erschütterung und der eingetretener!
Luftstöße Risse entstanden und ein Minderwert an den Gebäu-j
den eingetreten sei. Die Rekurskommission wies diesen Rekurs
mit folgender Begründung ab: «Um die Haftbarkeit des Bundes!

zu begründen, sind drei Voraussetzungen nötig: eine militärisch"!
Übung; eine nachweisbare Sachbeschädigung und ein Kausal!
Zusammenhang zwischen Übung und Schaden. Die ÜbungsnügJ
mit Düsenflugzeugen stellen selbstverständlich militärisch"!
Übungen dar. Der Kausalzusammenhang zwischen den mili-1
tärischen Übungen einerseits und den Gebäuderissen anderer-!
scits ist dagegen gestützt auf die eingeholten Gutachten zu ver!
ncinen. Nach diesen Gutachten steht fest, daß die eine de!
Rißbildungcn nicht auf irgendwelche Einwirkungen des Luft-j
Stoßes zurückzuführen ist. Sie beruht auf den Eigenschaften!
der verwendeten Baumaterialien, auf Temperatur, allenfalls!
auch auf Erschütterungen durch den Straßenverkehr. Des
Experte stellte fest, daß die statischen Verhältnisse nicht 111

Mitleidenschaft gezogen worden sind. In gleicher Weise sincl
auch an einem zweiten Gebäude die konstatierten Risse auf!
Materialcigenschaftcn und teilweise auf unzweckmäßige Kon-J
struktion zurückzuführen. Ein Luftstoß fällt auch liier nacbJ

Ansicht des Experten als Ursache der Risse außer Betracht.]
Auch bei diesem Gebäude stellte der Experte fest, daß die!
statischen Verhältnisse nicht in Mitleidenschaft gezogen worden!
sind.»

Bei der Beurteilung außergewöhnlicher Straßenschäden imj
Geleisebercich einer Straßenbahn durch Panzertruppen sprach;
die Rekurskommission einem Schadenersatzbegehren grund-,
sätzlich zu: «Nach Art. 87 des Beschlusses der Bundesversamm-i
hing vom 30. März 1949 über die Verwaltung der schweizerischen

Armee haftet der Bund für den unmittelbaren Schaden,]
der durch die militärische Inanspruchnahme von beweglichen:
und unbeweglichen Sachen entsteht. Diese Haftung wird ge-i
maß Art. 87, lit. c, für die Benützung der Straßen folgendermaßen

eingeschränkt: .Eine Schadenersatzpflicht des Bundes]
besteht nicht für die Benützung von Straßen und Wegen, die
dem allgemeinen Verkehr geöffnet sind, sofern der Schaden:
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nicht durch außergewöhnliche Beanspruchung entstanden ist.'
Im vorliegenden Fall kann kein Zweifel darüber bestehen, daß

die Beanspruchung der Straßenparticn, in welchen sich die

Geleise der städtischen Verkehrsbetriebe befanden, durch Panzerwagen

eine außergewöhnliche Beanspruchung im Sinne von
Art. 87, lit. c, darstellt, im Gegensatz zur Befahrung mit gewöhnlichen

Motorfahrzeugen. Die Schadenersatzpflicht des Bundes

ist deshalb grundsätzlich zu bejahen.» Über die Bemessung des

Umfangs des zu ersetzenden Schadens stellte die Rekurskommission

fest: «Der Bund haftet nacht Art. 87 des Beschlusses der

Bundesversammlung vom 30. März 1949 über die Verwaltung
der schweizerischen Armee für den unmittelbaren Schaden.

Nach Treu und Glauben und nach dem Sinn des Schadenersatz-
rechtes kann der Geschädigte höchstens jene Summe verlangen,
welche zur Behebung des Schadens unbedingt erforderlich ist.
Es sei hierbei auf ein Rechtsgutachten von Bundesrichter Schö-

nenberger in einem andern Fall verwiesen, wo zutreffenderweisc
folgendes ausgeführt wird: ,Unter verschiedenen gleichwertigen
Bcscbaffungsmöglichkeiten ist auf diejenige abzustellen, welche

am wenigsten Kosten verursacht. Nur diese Summe kann als

erforderlicher Betrag in Betracht fallen.' Auf den vorliegenden Fall

angewendet, bedeutet dies, daß die städtischen Verkehrsbetriebe
bei ihrer Schadenberechnung nicht schlechtweg ihre eigenen
Tarifinsätzc zur Anwendung bringen können. Es ist zu
untersuchen, mit welchem Kostenaufwand der Schaden hätte
behoben werden können. Selbstverständlich waren die städtischen
Verkehrsbetriebe berechtigt, die Schadenbehebung in eigener
Regie vorzunehmen. Damit ist aber die Frage noch nicht
beantwortet, ob sie ihrem Schadenersatzanspruch ihre eigenen Ansätze
für die Arbeitsstunden zugrunde legen dürfen. Es ist davon
auszugehen, wie hoch die Schadenbehebung gekommen wäre,
wenn diese durch eine andere Unternehmung, welche volle
Gewähr für eine fachmännische Schadenbehebung bietet, erfolgt
wäre.»

Der Halter eines Dienstniotorfahrzcugs verursachte auf einer
außerdienstlichen Fahrt einen schweren Verkehrsunfall. Da eine
auf den gesetzlichen Minimalbctrag festgesetzte Haftpflichtversicherung

nicht ausreichte, um den entstandenen Schaden zu dek-
ken, wandte er sich an die Eidgenossenschaft mit dem Begehren,
den Differenzbetrag zu übernehmen. Dabei stellte er sich auf den

Standpunkt, daß ihm gemäß dem Bundesratsbcschluß vom
29. November 1949 über die Abgabe von Dienstmotorfahrzeugen,

insbesondere dessen Art. 9, ein unbeschränkter
Anspruch auf Haftpflichtvcrsichcrungsschutz durch den Bund
zustehe. Die Rekurskommission wies jedoch dieses Begehren
ab, da eine solche Möglichkeit in dem genannten Bundesratsbcschluß

nicht enthalten sei und da eine solche auch gar nicht
dem Sinn der Vorschriften über die außerdienstliche Haltung
und Benützung von Dienstfalirzeugen entsprechen würde.

Interessant ist folgender Entscheid über Unfallschäden, der
sich zur Frage des adäquaten Zusammenhangs zwischen militärischer

Übung und entstandenem Schaden äußert. Ein ziviler
Automobilist erlitt in der Nähe eines Waffcnplatzes einen Unfali,
den er vorerst auf einen Schwächcanfall und später auf das

Erschrecken infolge einer nahe der Straße durchgeführten
militärischen Handgranatenübung zurückführte. Gestützt auf die
letztere Begründung verlangte er von der Eidgenossenschaft
den Ersatz des erlittenen Schadens. Sein Begehren wurde jedoch
mit folgender Begründung abgewiesen: «Die Rekurskommission
hat in Anlehnung an die Praxis des Bundesgerichtes stets

angenommen, zur Begründung der Verantwortlichkeit des Bundes
müsse ein adäquater Zusammenhang zwischen der militärischen
Übung und dem Schaden vorhanden sein, wobei es Sache des

Rekurrenten sei, diesen Kausalzusammenhang zu beweisen oder

wenigstens als höchst wahrscheinlich darzustellen. Nach der

vom Zeigerchcf als Zeugen abgegebenen Erklärung betrug die

Entfernung der Feuerstellungen zur Staatsstraße bei den
Karabinern 300 m, bei den Maschinenpistolen 500 m, bei den
Panzerwurfgranaten 350 m und bei den Handgranaten 500 111. Ein
adäquater Kausalzusammenhang wird nach Lehre und
Rechtsprechung angenommen, wenn das als mögliche Ursache in
Frage kommende Ereignis nach dem gewöhnlichen Lauf der

Dinge geeignet ist, derartige Wirkungen zu haben. Es ist
gerichtsnotorisch, daß in der Schweiz zahlreiche militärische und
Schützenvercins-Schießplätze sich 111 der Nähe von Staatsstraßen

befinden. Das Schießwesen ist in der Schweiz so verbreitet, daß

Schießübungen zu etwas Alltäglichem gehören. Sie können ganz
allgemein nicht als Ereignisse betrachtet werden, die nach dem
gewöhnlichen Lauf der Dinge Folgen nach sich ziehen könnten,
wie sie der Rekurrent geltend macht. Dazu kommt erst noch,
daß im vorliegenden Fall in einer ziemlichen Distanz von der
Straße geschossen wurde. Auch die Handgranaten explodierten
mindestens 500 m von der Straße entfernt. Bei einer solchen

Durchführung von Schießübungen kann erst recht nicht gesagt
werden, daß sie nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und
nach allgemeiner menschlicher Erfahrung an sich geeignet seien,
einen Unfall durch Schock hervorzurufen. Es spielt demnach
auch keine Rolle, ob an der Kantonsstraße ein Warnsignal
aufgestellt worden war oder nicht. Die Schießübung wird eben

an sich als nicht adäquat für den geltend gemachten Schaden

erachtet.»
Nach der Durchführung von Übungen mit Flammöl gingen

mehrere Kühe, die auf dem betreffenden Grundstück weideten,
an Vergiftungen ein. Die Rekurskommission bejahte die
Schadenersatzpflicht mit folgender Begründung: «Flammöl ist ein
Gemisch von Anthrazenöl und Schwefelkohlenstoff. Im Gegensatz
zum Schwefelkohlenstoff ist Anthrazenöl nicht flüchtig. Es

haftet lange am Boden und behält seine Giftigkeit bei. Flammöl
ist schon in geringen Mengen für Wiederkäuer hochgradig
giftig. Nachdem feststeht, daß die Tiere des Rekurrenten auf
dem Gebiete weideten, wo die Flammölübungcn stattgefunden
hatten und sich dort noch Putzfäden, die Flammöl enthielten,
befanden, ist der Zusammenhang zwischen den militärischen
Übungen einerseits und den Vergiftungen andererseits mit einer
an Sicherheit grenzendenWahrscheinlichkeit anzunehmen, womit
die Schadenersatzpflicht des Bundes feststeht.» - In gleicher
Weise anerkannte die Rekurskommission auch den Schaden

infolge des Ausfalls im Milchertrag, indem sie die Abnahme
der Milchproduktion als «geradezu typisch für eine Flammöl-
vergiftung» bezeichnete.

In einem durch eine militärische Schießübung verursachten
Brandfall führte die Rekurskommission zur Frage des Verhältnisses

zwischen vertraglicher Gebäudcvcrsicherungspflicht und
der gesetzlichen Schadenersatzpflicht des Bundes infolge
militärischer Übungen aus: «Die Rekurskommission hat von jeher
den Grundsatz vertreten, daß bei einer Konkurrenz von
vertraglicher und gesetzlicher Haftung die vertragliche Haftung
vorgeht. Dabei hat die Rekurskommission immer angenommen,
daß es nichts ausmacht, ob die vertragliche Haftung infolge
privatrechtlicher Vereinbarung bestehe oder ob eine öffentlich-
rechtliche Sachversicherung existiere, indem letztere im Grunde
den Charakter einer zwangsweisen vertraglichen Versicherung
hat. Voraussetzung der Anwendung dieses Grundsatzes ist aber,
daß wirklich eine vertragliche Haftung der Gebäudcversiche-
rungsanstalt besteht. Im vorliegenden Fall hat aber die bezügliche
Gebäudcversicherungsanstalt zu Recht ihre Haftung grundsätz-
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lieh unter Hinweis auf Art. 40 des kantonalen Gebäudcversichc-

rungsgesetzes verneint, das Schäden von der Versicherung
ausschließt, die durch militärische Gewalt entstanden sind, wobei
unter diesem letzteren Begriff auch militärische Schießübungen
fallen. Da die Gebäudeversicherungsanstalt einen gesetzlichen
Grund für den Ausschluß ihrer Haftung geltend macht, kann
der eingangs erwähnte Grundsatz der vorangehenden vertraglichen

Haftung nicht angewandt werden, so daß die Haftung des

Bundes gegeben ist.» In analoger Weise hat die Rekurskommission

ihre bisherige Praxis bestätigt, wonach grundsätzlich die

vertragliche Haftpflicht derjenigen des Bundes, die sich lediglich
auf eine Gesetzesvorschrift stützt, vorzugehen habe.

In der alten Streitfrage des Schrcckabortus von Kühen infolge
von Lärm hat die Rekurskommission einmal mehr die Bundeshaftung

verneint: «Die Rekurskommission hat sich seit Jahren
wiederholt mit der Frage befaßt, ob und inwieweit Schreck
bei den Kühen Abortus auslösen könne. Sämtliche Gutachten
verneinten durchwegs die Möglichkeit eines Schrcckabortus.
Im weitern sind durch die Ticrarzneischule Zürich vor Jahren

umfangreiche Versuche durchgefühlt worden, um zu erfahren,
ob Schreck bei Kühen wirklich Verwerfen bewirken könne.
Diese Versuche waren vollständig negativ. Ein sachverständiges

Mitglied der Rekurskommission ist einem Wiederholungskurs
gefolgt, um speziell den Einfluß des Schießens auf weidendes
Vieh zu beobachten. Er hat festgestellt, daß Kühe ganz nahe

bei einer feuernden 12-cm-Battcric ruhig weiter weideten. Die
Abortusursachen sind äußerst mannigfaltig. Sie können in
Intoxikationen, Halte- und Fütterungsfehlern, im Mangel an

Mineralstoffcn, Spurenelementen und Vitaminen liegen. Es ist
auch an Vcrcrbungsfaktorcn und an Übernutzung, die heute in
der Schweiz bei der Rindviehhaltung üblich ist, zu denken.
Diese gesteigerten Anforderungen an die Tiere, die wesentlich
über das hinausgehen, was wilde Mutterticrc zu leisten haben,
ist in vielen Fällen mit ein Grund, daß gewisse Schwächen am
Gcnitalapparat eintreten, die dann Verwerfen bewirken. Schreck
kann als bloß auslösendes Moment schwerlich in Frage kommen.
Ein Zusammenhang zwischen dem Lärm und dem Verwerfen
muß deshalb verneint werden.»

Unter den Entscheidungen, die sich mit der Verantwortlichkeit

aus dem militärischen Dienstverhältnis befassen, stehen naturgemäß
die Motorfahrzeugfälle im Vordergrund. In einem Schadensfall,
der infolge ungenügenden Fahrabstandcs auf das vordere Fahrzeug

entstanden war, bejahte die Rekurskommission die Scha-

denbeteiligung des Fahrers, indem sie sich auf die Vorschriften
des Motorfahrzeuggesetzcs und die entsprechende zivile Praxis
stützte. Analoge Überlegungen führten die Rekurskommission
auch dazu, die Schadenersatzpflicht des Wehrmanncs für Schäden

anzunehmen, die aus dem Nichtanziehen sämtlicher Bremsen
beim Parkieren auf einem geneigten Platz, aus der Nichtbeachtung

eines Gcfahrensignals, aus der Nichtbeherrschung des

Fahrzeugs und aus einem vorschriftswidrigen Überholen
entstanden sind. - Zur Frage, ob die Schadenshaftung des

Wehrmannes - es handelt sich um einen Angehörigen des Festungs-
wachtkorps - nur bei Absicht und grober Fahrlässigkeit oder
auch bei leichtem Verschulden eintritt, stellt die Rekurskommission

fest: «Nach dem Beschluß der Bundesversammlung vom
30. März 1949 über die Verwaltung der schweizerischen Armee
haftet der Wchrniann nicht nur bei absichlicher oder grobfahrlässiger

Schadenzufügung, sondern grundsätzlich auch dann,

wenn ihn ein leichtes Verschulden trifft. Das Verantwortlichkeitsgesetz

hat an der militärrechtlichen Verantwortlichkeit
nichts ändern wollen und auch nichts geändert. Die Bestimmungen

über die militärrechtliche Verantwortlichkeit bleiben als
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Lex specialis auch nach Inkrafttreten des Verantwortlichkeits-
gesetzes weiterhin in Kraft. Der Rekurrent haftet somit auch für
leichtes Verschulden.» Zu gleichen Schlüssen gelangt die
Rekurskommission auch für einen Instruktionsoffizier: «Der Instruktor
haftet auch nach dem Inkrafttreten des Verantwortlichkeitsge-
setzes für den Schaden am bundeseigenen Instruktorcnwagcn als

Angehöriger der Armee militär- und nicht beamtenrechtlich.
Der Instruktor haftet deshalb grundsätzlich auch bei Vorliegen
eines leichten Verschuldens.» - Schließlich stellt die
Rekurskommission fest, daß sie sich nach konstanter Praxis bei der

Beurteilung der Frage, ob ein Wehrmann an einem von ihmi
verursachten Schaden zu beteiligen sei, nicht an einen strafrechtlichen

Freispruch oder eine Aufhebungsverfügung gebunden
betrachte.

Bei der Beurteilung der Frage nach der Zulässigkcit einer
Heranziehung der Truppenkasse zur Schadendeckung an
beschädigten Ausrüstungsgcgcnständcn geht die Rekurskommission

davon aus, daß nach Ziff. 161, Abs. 2, des Dicnstreglcmcnts
die Truppcnkasse heranzuziehen ist, wenn Verluste zu Lasten
der Truppe gehen, ohne daß einzelne Wchrmänner haftbar
gemacht werden können. Art. 15, lit. a, des Bundesratsbcschlus-

ses vom 22. August 1949 über die Verwaltung der schweizerischen

Armee sieht vor, daß die Truppcnkasse zur Bezahlung
von Schäden und Verlusten zu Lasten der Einheit zu verwenden
ist, wenn der einzelne Mann nicht haftbar gemacht werden kann
Da es sich bei der Haftung der Truppcnkasse nicht um eine

Kausalhaftung handelt, haftet sie nur dann, wenn nach den
besonderen Umständen des Falles der Schaden durch Truppen
angehörige wirklich verschuldet worden ist, die man aber nicht
herausfinden kann. Die Truppe hat aber wie der Wehrmann
den Nachweis des Nichtvcrschuldens zu erbringen. Sie haftet
dann nicht, wenn der Schaden durch höhere Gewalt oder durch
andere Umstände eingetreten ist, die nicht im schuldhaften Vcr
halten von Truppenangehörigen liegen. Da in dem zur Beurtci
hing stehenden Fall der Schaden durch die Nachlässigkeit der
betreffenden Kompagnie, nicht durch höhere Gewalt oder durch
einen Umstand, den die Truppe nicht zu verantworten hat,
beschädigt worden sind und da die Verantwortlichen nicht
ausfindig gemacht werden konnten, wurde entschieden, daß

gemäß Ziff. 161, Abs. 2, des Dienstreglcments in Verbindung
mit Art. 15, lit. a, des Bundesratsbeschlusses vom 22. August
1949 die Truppcnkasse zur Schadendeckung heranzuziehen sei

Beherzigenswert ist auch folgender Entscheid: Infolge Über-
fassungen (Abgabe von Poulets neben der normalen Flcisch-

ration, Verabreichung von zwei Portionen Fleisch am gleichen
Tag, Abgabe einer vollen Fleischration neben der Fleischkonserve)

schloß die Vcrpflcguiigsabrechnung einer Kompagnie mit
einem beträchtlichen Defizit ab, zu dessen Deckung die Truppcnkasse

herangezogen wurde. In der Folge wurden sowohl der

Fourier als auch der Truppenkomniandant zur Zahlung eines

Teilbetrages des Defizites verutreilt. Während der Fourier seine

Ersatzpflicht anerkannte, rekurrierte der Truppenkomniandant
gegen den erstinstanzlichen Entscheid. Die Rekurskommission
wies diesen Rekurs mit folgender Begründung ab: «Die

Verantwortung für den Haushalt liegt gemäß Art. 27, Abs. 1, des

Beschlusses der Bundesversammlung vom 30. März 1949 über
die Verwaltung der schweizerischen Armee und Ziff. 171 des

Dienstreglcments beim Rechnungsführer. Der Truppenkomniandant

ist indessen gemäß Art. 27, Abs. 2, des genannten
Beschlusses und Ziff. 172 des Dienstreglcments zur Ausübung einer
Kontrolle verpflichtet, die folgendermaßen umschrieben ist:
,Dic Kommandanten haben darüber zu wachen, daß durch
rechtzeitige Vorkehren die Verpflegung der Truppe sicherge-



stellt ist und daß die Truppe im Rahmen der Verpflegungs-
berechtigung genügend und gut verpflegt wird.' Der
Truppenkomniandant hat also darüber zu wachen, daß der Verpflegungsrahmen

nicht überschritten wird. Aus den Akten ergibt sich,
daß der Truppenkommandant nicht nur unterlassen hat, darüber

zu wachen, daß keine Überschreitung des Verpflegungsrahmens
eintrat, sondern daß er trotz den vom Fourier geäußerten Bedenken

diesen direkt anwies, die vom Oberkriegskommissariat
beanstandete Verpflegung zu verabreichen. Er hätte bei der ihm
obliegenden Aufmerksamkeit ohne weiteres feststellen müssen,

daß mit seinen Weisungen der Rahmen der Verpflegungsberechtigung

weit überschritten wurde, und es mußte ihm auch
bewußt sein, daß diese Überfassungen im Verlauf des

Wiederholungskurses nicht mehr eingeholt werden konnten. Der Rekurrent

hat somit unter Mißachtung der bestehenden Vorschriften
dem Bund schuldhafterwcise Schaden zugefügt. Er ist deshalb

für diesen Schaden gemäß Art. 114 ff. des Beschlusses der

Bundesversammlung vom 30. März 1949 über die Verwaltung
der schweizerischen Armee mitverantwortlich.»

Munitionslagerung
Von Hptm. H. Schweizer

Aus den Truppenerfahrungen des Jahres 1961 in bezug auf
Munitionslagcrung und Munitionsbehandlung muß folgender
wichtiger Schluß gezogen werden: «Die Truppe schenkt der

Munitionslagerung zu wenig Beachtung!» Es kommt immer häufiger vor,
daß Gw. UG 38 mit Zusatztreibladung und 8,j-cm-Rak.Rohr-
Munition während längerer Zeit vor dem Verschießen an der
Sonne gelagert werden, wobei noch dazukommt, daß die
Geschosse aus den Verpackungen genommen werden. Die Folge
davon ist, daß das Vo beim Abschuß dieser Munition dermaßen
höher liegt, daß die Raketentreibsätze zum Teil explosionsartig
abbrennen und zu Gefährdungen der Schützen infolge Platzens
der Treibladungskammern führen.

Selbst bei der Gewehrmunition (GP 11) hat eine zu große Er¬

wärmung eine wesentliche Veränderung des Treffpunktes zur
Folge. - Die Truppe ist immer wieder darauf aufmerksam zu
machen, daß

1. die Munition möglichst lange in der Originalverpackung
zu belassen ist;

2. wenn eine Lagerung in den Kisten nicht mehr möglich ist,
angestrebt werden muß, sie möglichst lange in den
Containern zu belassen;

3. wo auch dies nicht mehr möglich ist, jeder einzelne dafür
zu sorgen hat, daß seine Munition bis zum Einsatz geschützt

gegen Witterungscinflüsse gelagert wird.
Diesen Punkten sollte in der Ausbildung die volle Aufmerksamkeit

geschenkt werden.

AUS AUSLÄNDISCHER MILITÄRLITERATUR

Zehn Jahre NATO
Im Februarheft der «Revue de defense nationale» skizziert

Armeegeneral Bcaufrc die bisherige Entwicklung der NATO
und wirft einen Blick auf die Zukunftsproblemc, vor welche
sich die Atlantische Verteidigungsgemeinschaft gestellt sieht.

Dabei unterscheidet er drei geschichtliche Perioden.
Im Gründungsjahr 1951 handelte es sich darum, Europa vor

dem direkten Zugriff des Kommunismus zu retten, sein geistiges
Gut und sein wirtschaftliches Potential dem Abendland zu
erhalten. Zu diesem Zwecke wurde ein regionales Defensiv-
bündnis abgeschlossen, wobei jeder Mitgliedstaat die Zahl der

Streitkräfte, welche er dem gemeinsamen Oberkommando unterstellen

wollte, selber bestimmte.
In einer ersten Periode, die bis etwa 1954 dauerte, war die

NATO bestrebt, ein klassisches Verteidigungssystcm
aufzubauen, welches imstande war, die sowjetrussische Sturmflut
einzudämmen. Man berechnete damals allein für Zentraleuropa
einen Mindestbedarf von 60 Divisionen. Aus wirtschaftlichen
Gründen sowie infolge der Bindung der französischen Armee in
Indochina konnte dieses Ziel nie erreicht werden. Um ihm
wemgstens näher zu kommen, wurde die Wiederbewaffnung
der deutschen Bundesrepublik beschlossen.

Auf dem Hintergrund des Ungenügens der klassischen Streitmittel

entstand in der zweiten Periode die Doktrin der massiven

Vergeltung jeder sowjetrussischen Aggression durch den Einsatz

des amerikanischen Kernwaffenpotentials. Die klassischen

Truppen spielten jetzt die untergeordnete Rolle eines Alarm-

dispositives, welches die zeitgerechte Auslösung des nuklearen
Gcgenschlages zu garantieren hatte. Diese Konzeption blieb bis

i960 in Kraft, erfuhr indessen auf Grund der Entwicklung der

sowjetrussischen Nuklearwaffcn, welche seit dem Jahre 1956
immer stürmischer verlief, wichtige Anpassungen.

Nachdem die Vereinigten Staaten ein direktes Opfer
sowjetrussischer Kernwaffenaiigriffe werden konnten, durfte die
massive Vergeltung nur noch im Falle eines umfassenden
Konfliktes ausgelöst werden, dann nämlich, wenn der Zweck des

Einsatzes der Größe des Risikos angemessen war. Um aus dem

gefährlichen Dilemma des «alles oder nichts», der Entfesselung
apokalyptischer Kräfte, und der bedingungslosen Annahme eines

Fait accompli herauszukommen, mußte die Abwehrkraft der

Deckungstruppen erhöht werden. Diese sollten aus eigener Kraft
kleinere Zwischenfälle bereinigen und mit Unterstützung von
taktischen Atomwaffen den Ausbruch begrenzter Kriege
verhindern können.

Auf Grund dieser Überlegungen wurde im Jahre 1961 die
zweite Strukturänderung der NATO eingeleitet, welche die

progressive Abschreckung zum Leitmotiv wählte. Im Rahmen
dieser These stellt sich heute mit aller Schärfe die Frage, ob das

angelsächsische Atomwaffenmonopol den veränderten Umständen

noch entspreche, ob nicht vielmehr taktische Atomwaffen in
die NATO-Streitkräfte zu integrieren oder an die nationalen
Armeen der übrigen Mitgliedstaaten abzutreten seien. Die
bisherige Lösung hatte den Vorteil, daß der Einsatz von
Kernwaffen rasch beschlossen werden konnte, da er praktisch nur
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